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Drei Fragen an

Corinne Cahen ist DP-Ministerin für Familie und In-
tegration. Seit dem Beginn des Flüchtlingszustroms
verteidigt sie die Position der Regierung: Luxemburg
soll Schutzsuchende aufnehmen und helfen.

1
Haben das Integrationsminis-
terium und die Regierung den

Flüchtlingszustrom im Griff? Und
hatten sie diesen 2016 auch im
Griff?

2016, ja. Und ich denke, dass wir
die Flüchtlingswelle aktuell auch
noch im Griff haben. Wir merken
aber, dass im Moment wieder sehr
viele Menschen hier ankommen.
Wir hatten jetzt immer 200 Neu-
ankömmlinge pro Monat, im Janu-
ar waren es jetzt 300. Wir haben
keinen Platz mehr, die Foyers sind
jetzt schon voll. Wenn wir die
Menschen zusammenpferchen,
riskieren wir, dass sie aneinander
geraten und dass sie keine Privat-
sphäre mehr haben. Wir suchen
nach Wohnmöglichkeiten. Aber
wir werden im Moment ausge-

bremst. Im Oktober sind Gemein-
dewahlen. Niemand will die
Flüchtlinge in seiner Gemeinde
haben. Zudem dauert die Bau- und
Planungsprozedur sehr lange. In
Sassenheim konnte das neue Heim
innerhalb von sechs Monaten ge-
baut werden. Die Prozedur lief al-
lerdings bereits seit 2011. Jetzt
rennt uns die Zeit davon.

2
Sie sehen also die Gefahr, dass
Luxemburg der Situation bei

konstant bleibendem Zustrom bald
nicht mehr gewachsen ist?

Das würde ich so nicht sagen.
Ich denke, dass wir die Situation
bewältigen werden. Ich denke aber,
dass es weitere Beeinträchtigungen
geben wird. Von Beeinträchtigung
redet man beispielsweise in

Deutschland, wo Kulturzentren
und Turnhallen den Asylbewerbern
zum Schlafen zur Verfügung ge-
stellt werden. Das ist eine Beein-
trächtigung, weil Kinder und Er-
wachsene dann nicht mehr in den
Turnhallen Sport treiben können.
Ich würde mich zudem bei dieser
Lösung unwohl fühlen, weil das
nicht dem entspricht, was ich unter
einem menschenwürdigen Empfang
von Menschen in Not verstehe. Ich
weiß aber nicht, wie lange wir ei-
ner solchen Situation noch aus-
weichen können. Das hängt ganz
vom Flüchtlingszustrom ab.

3
Wie akut ist das Umwandeln
von Kulturzentren und Turn-

hallen in Schlafstellen und ist das für
die Gemeinden hinnehmbar?

Das wollen weder die Regierung
noch die Gemeinden. Deswegen
werden wir alles in die Wege lei-
ten, um das zu verhindern. Ich
kann aber nicht garantieren, dass
es nicht dazu kommen wird.
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Kein Arabisch, aber Deutsch und Französisch
Nach ihrer Ankunft in Luxemburg
versucht der „Service de scolarisa-
tion des enfants étrangers“ des Bil-
dungsministeriums, Flüchtlings-
kinder so schnell wie möglich ein-
zuschulen. Mehreren Quellen zu-
folge gelingt das generell recht gut.
Weil einige Kinder aber aufgrund
des Krieges in ihrer Heimat meh-
rere Jahre keine Schule besucht ha-
ben, weisen sie große Lernrück-
stände auf. Hinzu kommt das Er-

lernen eines neuen Alphabets und
der drei Unterrichtssprachen.

Flüchtlingsklassen oder „Modulaire“

In Gemeinden mit großen Flücht-
lingsheimen werden Kinder in spe-
zialisierten „Classes étatiques“ auf
ihre Fähigkeiten geprüft und in
Lerngruppen eingeteilt. Während
maximal eines Jahres sollen sie hier
Lernschwierigkeiten beheben, be-
vor sie in regulären Grundschul-

klassen integriert werden. Flücht-
lingskinder im Lyzeenalter besu-
chen ihrerseits regelmäßig auf-
grund ihrer Sprachenkenntnisse
„Modulaire“-Klassen. Zunehmend
gibt es in Lyzeen einen Unterricht
auf Englisch, darunter in der „Ecole
internationale de Differdange“
(EIDD), im „Athénée“ oder im „Ly-
cée Michel Lucius“. Das LGE und
das „Lycée Hubert Clément“ bieten
sogar Flüchtlingsklassen an.

Einen Job finden … aber wo?
Für Akademiker ist die Anerken-
nung ihrer Diplome in Luxemburg
alles andere als eine Selbstverständ-
lichkeit. Zudem gibt es Asylbewer-
ber, die weder eine europäische
Sprache, noch das lateinische Al-
phabet beherrschen. Einige sind gar
Analphabeten. Nur wer eine der of-
fiziellen Landessprachen oder Eng-
lisch kann, hat überhaupt bei der Ar-
beitsvermittlung durch die ADEM
eine Chance. Gegenwärtig sind etwa
400 Flüchtlinge beim Arbeitsamt
eingeschrieben.

Außerdem gilt das „Lëtzebuerger
Integratiouns- a Sozialkohäsiouns-
zenter“ (Lisko) als Vermittler. Doch
die Bilanz ist ernüchternd: „Meines
Wissens nach konnte 2016 kein
Flüchtling über das Lisko einen Ar-
beitsvertrag abschließen“, erklärt die
Leiterin, wissend, dass das Lisko erst

seit April 2016 als Integrationszent-
rum fungiert und nicht alle Asylan-
ten erfasst. Auf nationaler Ebene
konnten aber bereits einige, wenn
auch seltene, Erfolgsgeschichten
verbucht werden. Zum Thema be-
fragt, meint die Leiterin des Integ-
rationszentrums, dass es wohl an der
Sensibilisierung der Arbeitgeber
mangelt. Die Regierungspolitik sieht
vor, dass Flüchtlinge mit Bleiberecht
wie alle andere Job-Suchende be-
handelt und nicht bevorzugt wer-
den. Im Gegensatz zu Asylbewer-
bern haben anerkannte Flüchtlinge
einen uneingeschränkten Zugang
zum hiesigen Arbeitsmarkt. Die AS-
TI fördert für Asylbewerber den
Einstieg in die Arbeitswelt. Über ihr
„Connections“-Programm hat sie
zahlreichen Schutzsuchenden eine
vorläufige Beschäftigung gefunden.

„Ich will Luxemburgisch lernen“
„Anerkannte Flüchtlinge können sich
problemlos in unserer Gesellschaft
integrieren“, so die Überzeugung des
OLAI-Direktors. Alle Asylsuchende
belegen Französischkurse, die ihnen
den Zugang zum Arbeitsmarkt er-
leichtern sollen. Zudem bieten Ver-
einigungen wie die ASTI, die Croix-
Rouge und die Caritas zahlreiche In-
tegrationsprogramme und Begleit-
maßnahmen an. Unterstützt werden

diese Programme zum Teil von der
„Oeuvre nationale de Secours Gran-
de-Duchesse Charlotte“, die im ver-
gangenen Jahr 15 Millionen Euro für
die Integration der Flüchtlinge zur
Verfügung stellte. In vielen Gemein-
den werden zunehmend „Cafés des
langues“ angeboten. Denn Franzö-
sisch reicht vielen Flüchtlingen nicht.
Sie sagen ganz klar: „Ich will Lu-
xemburgisch lernen.“

Wohnungsmarkt, keine Chance
Die hiesige Wohnungsmarktproble-
matik stellt Flüchtlinge vor eine He-
rausforderung, die sie alleine kaum
meistern können. Dies erklärt, wie-
so gegenwärtig 800 anerkannte Asy-
lanten immer noch in den Flücht-
lingsheimen wohnen, obwohl sie laut
Ministerin Corinne Cahen dort „ei-
gentlich nichts mehr zu suchen ha-
ben.“

Trotz ihrer Aufenthaltsgenehmi-
gung und des garantierten Mindest-
einkommens RMG finden diese
Menschen keine Wohnung. Sozial-
wohnungen sind in der Unterzahl –
private Eigentümer wollen ihre
Wohnung nicht unbedingt an
Flüchtlinge vermieten weil diese
Menschen meist keinen festen Ar-
beitsvertrag haben. Hilfe bietet seit
April vergangenen Jahres das „Lët-
zebuerger Integratiouns- a Sozial-
kohäsiounszenter“ (Lisko). Doch als
diese Beratungsstelle, die von der
Croix-Rouge geführt und vom Fa-
milienministerium finanziert wird,
kommt nur stockend voran. Bis da-
to haben sieben Gemeinden dem

Lisko Wohnungen für insgesamt elf
Familien zur Verfügung gestellt.
Sechs Privateigentümer haben eine
Mietwohnung angeboten. Zum Ver-
gleich: Die Beratungsstelle küm-
mert sich aktuell um 1 091 aner-
kannte Flüchtlinge.

2017 soll allerdings das Wende-
jahr werden. Seit Januar läuft die
Wohnungssuche im Lisko auf
Hochtouren; ein neues Abkommen
soll den Vermietern zusätzliche Ga-
rantien gewähren. So wird das Lis-
ko das Bezahlen der Miete monat-
lich überprüfen und bei einem Miet-
ausfall eingreifen. Dies soll Ver-
trauen schaffen und das Einwilligen
der Vermieter fördern.

180 Flüchtlinge auf der Warteliste

Die Initiative „Oppent Haus- Open
Home (OH!)“ will ihrerseits Pri-
vatleute dazu ermutigen, Flücht-
linge bei sich zu Hause aufzuneh-
men und aktiv am sozialen und ge-
sellschaftlichen Wandel mitzu-
wirken. „OH!“ nimmt dabei eine
Vermittlerrolle ein und veranstal-
tet regelmäßig Treffen zwischen
interessierten Gastfamilien und
Asylbewerbern oder Flüchtlingen.
Die Entwicklung ist dabei sehr
positiv – zunehmend weckt das
Konzept die Neugier der Luxem-
burger. Drei Monaten nach dem of-
fiziellen Start der Bürgerinitiative
konnten 26 Schutzsuchende in rund
20 Gastfamilien platziert werden.
„Das ist natürlich nicht genug“, er-
klärt Frédérique Buck, Mitgründe-
rin der Initiative und Gründerin von
„I am not a refugee – Luxembourg“.
Die Nachfrage bleibt weiterhin viel
größer als das Angebot. Die War-
teliste umfasst heute rund 180 Woh-
nungssuchende.
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Flüchtlinge integrieren sich in Luxemburg recht gut. Dennoch läuft nicht immer alles so, wie es sollte. (FOTOS: ALI SAHIB)

Flüchtlinge in Luxemburg:
Was klappt, was nicht?

VON LAURENCE BERVARD

Innerhalb der EU gilt Luxemburg als eines der Länder, das in der
jüngsten Flüchtlingskrise proportionell zu seiner Bevölkerung die
meisten Schutzsuchenden aufgenommen hat. Doch Aufnahme be-
deutet nicht unbedingt Integration. Es bleibt vieles zu tun.

Es gestaltet sich nicht immer einfach, arabische Kinder in unser Schulsystem einzugliedern.

Unerträglich lange Wartezeiten
Im Gegensatz zu Deutschland ist die
Anzahl der Asylanträge in Luxem-
burg kaum rückläufig. Der Direktor
des „Office luxembourgeois de l'ac-
cueil et de l'intégration“ (OLAI),
Yves Piron, bestätigt: „Den Mas-
senzustrom gibt es weiterhin“.

Monatlich kommen rund 200
Schutzsuchende in Luxemburg an –
im Januar sollen es sogar 300 ge-
wesen sein. Insgesamt wurden 2016
rund 2 500 Menschen in den Flücht-
lingsunterkünften des Integrations-
amtes aufgenommen.

Viel Ungewissheit

Asylbewerbern macht vor allem die
lange Wartezeit zu schaffen – ob und
wann sie den ersehnten Flüchtlings-
status erhalten, ist Rätselraten. „Ihr
größtes Anliegen ist die inhärente
Ungewissheit“, erklärt Laura Zucco-
li, Präsidentin der Ausländerorgani-

sation ASTI. Schutzsuchende, die
Familienmitglieder in ihrer Heimat
zurückgelassen haben, weil sie ihnen
die Gefahren des Mittelmeers nicht
zumuten wollten, können den Fami-
liennachzug erst nach dem Erhalt des
Asylrechts beantragen. Zeit ist des-
halb ein wichtiger Faktor. Auch im
Rahmen einer beklagten mangeln-
den Transparenz im Asylverfahren
häufen sich die Beschwerden. Wie
Zuccoli erklärt, erhalten Flüchtlinge
die für sie wichtigen Informationen
über das Vorankommen ihres Dos-
siers oft nicht. Laut Gesetz soll die
Entscheidung über die Zusage oder
das Ablehnen des Asylantrags in-
nerhalb von sechs Monaten erfol-
gen. Dieser Zeitraum kann aber auf
15 oder 21 Monate verlängert wer-
den, was de facto oft passiert.

Nicht immer nachvollziehbar

Unter welchen Kriterien die „De-
mande de protection internationa-
le“ gewährt wird, ist für viele un-
durchschaubar. So wächst die Frus-
tration der Iraker, weil Syrer den
Status schneller erhalten. Syrer, die
seit einem Jahr auf eine Antwort des
Außenministeriums warten, verste-
hen wiederum nicht, wenn im Rah-
men des Türkei-Deals, wie vor zwei
Wochen, 46 Syrer in Findel landen
und den Flüchtlingsstatus noch am
Tag ihrer Ankunft erhalten.

Durch das Einführen des Schnell-
verfahrens, das Außenminister Jean
Asselborn (LSAP) vergangene Wo-
che in der Abgeordnetenkammer
vorstellte, hofft die Regierung, die
Asylprozedur zu beschleunigen. Das
Schnellverfahren soll es ermögli-
chen, Menschen, die keine Chance
auf Asyl haben, innerhalb von neun
Tagen auszuweisen.

Asylprozedur

„Nicht menschenwürdige“ Bedingungen
Das OLAI ist mittlerweile für ins-
gesamt 93 Flüchtlingsunterkünfte im
Land zuständig. Vor zwei Wochen
kam das Warnsignal vom OLAI-Di-
rektor. Es hieß, die Foyers seien in
spätestens zweieinhalb Monaten
ausgelastet. Jetzt sagt die Familien-
und Integrationsministerin Corinne
Cahen (DP) im Gespräch mit dem
LW: „Alle Heime sind voll. Es gibt
bereits jetzt keinen Platz mehr.“ Ge-
meinsam mit dem OLAI suchen das
„Haut Commissariat de protection
nationale“ und die „Administration
des bâtiments publics“ dringend
nach zusätzlichen Betten.

Das erklärt, wieso sehr alte
Flüchtlingsstrukturen, deren Abriss
in den Gemeinderäten bereits be-
schlossen war, immer noch benutzt
werden. Und dies obwohl die Fa-
milienministerin auf RTL von „nicht
menschenwürdigen Bedingungen in
einigen Flüchtlingsheimen“ sprach.

Es ist kein Geheimnis, dass die
Bewohner der betroffenen Foyers

unzufrieden sind. Symptomatisch
waren im Herbst Aussagen, in de-
nen das Foyer in Bourscheid mit ei-
nem „Gefängnis“ verglichen wurde.
Denselben Vergleich ziehen übri-
gens auch Asylbewerber in zahl-
reichen anderen Heimen, darunter
in Redingen/Attert, dem „Don Bos-
co“ in Limpertsberg und in Weiler-
bach.

Toiletten auf dem Hof

Immer wieder prangern diese Be-
wohner die für sie nicht hinnehm-
baren Lebensbedingungen an. In ei-
nigen Heimen sind Duschen und To-
iletten derart veraltet und nicht mehr
benutzbar, dass die Sanitäreinrich-
tungen zum Teil in provisorischen
Containern draußen im Hof instal-
liert wurden. Im Winter ist das Du-
schen dann äußerst unangenehm.

Die Regierung macht keinen Hehl
daraus, dass sie sich kurzfristig Lö-
sungen wünscht. Dennoch legiti-
miert sie diese „nicht menschen-

würdigen“ Umstände mit der Er-
klärung, dass die nötigen Renovati-
onsarbeiten zu aufwendig und kos-
tenspielig wären, da die Gebäude
ohnehin abgerissen werden sollen.

In einem Interview im Oktober
reagierte der OLAI-Direktor fol-
gendermaßen: „Einige Flüchtlings-
heime sind neu und gut, einige sind
in Ordnung und einige sind
schlecht. Es war stets der Plan, ei-
nen qualitativ besseren Wohnraum
anzubieten, doch das gelingt nicht
immer.“

Missstände sind in den Flücht-
lingsheimen keine Seltenheit. Sun-
niten werden bewusst mit Schiiten
gemischt, um die Integration und die
gegenseitige Toleranz zu fördern.
Schutzsuchende empfinden das ih-
rerseits als Zumutung. Islamopho-
bische oder erniedrigende Äuße-
rungen seitens einiger Sicherheits-
beauftragten führen zu wachsen-
dem Missbehagen. Die Bewohner
reagieren mit Unverständnis, Wut
oder Revolte.

Abhilfe für den Bettenmangel soll
nun das neue Schnellverfahren der
Asylprozedur schaffen. Falls kein
Asylverfahren eröffnet wird, wer-
den Schutzsuchende in der „Mes-
sehalle 6“ in Kirchberg unterge-
bracht. Sie sollen nicht in den
Flüchtlingsheimen wohnen. Weder
Yves Piron noch Corinne Cahen
sind allerdings optimistisch, dass
diese Maßnahme ausreichen wird.

Mehr Artikel und Informationen auf

wort.lu

Noch Fragen?
Mehr Antworten von Ministerin
Corinne Cahen im Audiomitschnitt.


